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Die Einwohnergemeinde Frenkendorf erlässt gestützt auf § 4 des Baugesetzes vom 
15. Juni 1967 für das Gebiet VORDERE EGG Quartierplan-Vorschriften bestehend 
aus Quartierplan, Reg lement und Fassadenplänen . 

REGLEMENT 

1. Geltungsbereich, Inhalt 

1.1 Die Quartierplan-Vorschriften finden Anwendung innerha Ib des QuartierpIan­
Perimeters (im Plan als schwarz punktierte Linie dargestellt). Sie sind ver­
bindlich für: 

Lage, Grösse und Gesta Itung der Bauten 
Art und f'.ioss der Nutzung des Quartiers und der Bauten 
Gesta Itung der Freiflächen. 

Daneben enthalten sie Bestimmungen betreffend die Realisierung der Quartier­
planung und legen die Voraussetzungen fest, unter denen der Regierungsrat die 
Quartierplanung genehmigen kann. 

1.2 Für die orientierungshq Iber dargestellten öffentl ichen Randstrassen sind die ent­
sprechenden Bau- und Strassenl in ienpläne der Geme inde massgebend. 

2. Lage, Grösse und Gestaltung der Bauten 

2.1 Lage und Grösse der Bauten (Grundfläche, Geschosszahl) sind verbindlich. 
Die Erstellung weiterer Bauten ist nicht zulässig. Für Kleinbauten der Versorgungs­
betriebe und des allgemeinen Wohl {z.B. Kleinbauten für Schwimmbassin, Trafo­
stotion, Schwimmhalle,~lIg. Heizanlag, etc.} kann der Gemeinderat der Be­
willigungsbehörde Ausnahmen beantragen. 

/' 
.. 2.2', Die Grösse und Situierung der Baukörper ist durch Planabgriff zu bestimmen. 
\r/'?eringfügige Abweichungen in den Formen und f'.iossen der Baukörpergrund-

flächen sind soweit zulässig, als sie im Rahmen der Bebauung nicht auffallen.? 
Sie bedürfen im Baubewi II igungsverfahren der Zustimmung des Gemeinderates 
und der Baudirektion . 

2.3 Alle Bauten sind mit Satteldächer von ca. 25 P Neigung zu versehen. Die Bedach­
ung hat in dunkelgrauem Eternit-Schiefer zu erfolgen. Dachaufbauten, mit Aus­
nahme von liegenden Fenstern, sind nicht gestattet. 

2.4 f'.ioterial und Farbe von Fassaden, Fenstern, Balkonen und Sonnenstoren aller Bau­
körper sind so aufeinander abzustimmen, dass ein oesthetisch ansprechender Gesamt­
eindruck entsteht, welcher das Quartier als bauliche Einheit erscheinen lässt. Als 
Richtlinie dienen die zum Quartierplan gehörenden Fassadenpläne. Der Gemeinde­
rat hat in bezug auf die Fassadengesta Itung ein verbind I iches Mitspracherecht. 
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2.5 Die Erdgeschoss-Koten der einzelnen Bauten werden vom Gemeinderat im Rahmen 
des Baubewilligungsverfahrens festgelegt. Die Sockelgeschosse dürfen nur um das 
in den Fassadenplänen vorgesehene fVoss in Erscheinung treten. Pro Vollgeschoss 
darf das fVoss von 2.70 m nicht überschritten werden (OK Boden bis OK Decke). 

2.6 

2.7 

2.8 

3. 

3.1 

3.3 

Die Gestaltungsvorschriften gelten auch für spätere Umbauten und Renovationen. 

Zur besseren Interpretation der baulichen Gestaltung kann das Modell 1 :500 
be igezogen werden. 

Für das Area I der Quartierplanung ist nur eine einzige Gemeinschaftsantenne für 
Fernsehen und Radio zulässig. Diese kann auf einem der Baukörper plaziert werden. 
Erfolgt der allfäll ige Ausbau eines gemeindeeigenen Fernsehkabelnetzes vor oder 
während der Realisierung der Quartierplan-Bebauung, so sind die Bauten an dieses 
Netz anzuschl iessen. 

Art und fVoss der Nutzung 

Alle im Plan dargestellten Baukörper unterstehen den Vorschriften für Wohnbau 
gemäss ZR 4/63,. 

Die im Plan eingetragenen Nutzflächen sind als gesamthafte maximale Nutzfläche 
verbindlich und als Wert für die einzelnen Bauten massgebend. Geringfügige Nutz­
ungsverlagerungen sind soweit zulässig, als sie die Ueberbauung gemäss Quartierplan 
nicht beeinträchtigen, bzw. die höchstzulässige Gesamtnutzung von 75 % (=8 1654mj 
nicht überschreiten. 

Zur Nutzfläche werden gezählt: Alle Geschossflächen inkl. Umfassungsmauern, 
Innenwände, Treppenhäuser, Lift- und Leitungsschächte, soweit sie dem Wohnen 
dienen. 
Nicht zur Nutzung zäh len: 

Alle im Plan dargestellten Einstellhallen, 
Wohnbalkone und Terrassen, 
allgemein benützbare Mieterräumlichkeiten, wie Waschküchen, Trocken­
und Einstellräume, 
Keller- und Sockelgeschosse, soweit sie nicht zu Wohnzwecken dienen oder 
nicht gewerbl ich genutzt werden, 
zusätzliche Kleinbauten und Bauten des allgemeinen Wohl gemäss 2.1. 

4. Garagierung und Parkierung , 

4.1 Zu jeder Wohnung ist mind. 1 unterirdischer Autoabstellplatz zu schaffen, wobei 
das Verhältnis 1 Abstellplatz pro 110 rri Nutzfläche nicht unterschritten werden 
darf. 
Die im Plan angegebene Zahl stellt die maximal mögliche Anzahl der unter­
irdischen Abstellplätze dar, die bei Ausnützung der eingetragenen Hallengrösse 
erreicht werden kann. 

4.2 Die im Plan dargestellten oberirdischen Parkplätze sind in. Bezug auf Lage und 
Anzahl verbindlich. Abwekhungen hievon können im Einverständnis mit dem 
Gemeinderat vorgenommen werden. 
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4.3 Die Hälfte der oberirdischen Parkplätze darf nicht fest vermietet werden und muss 
für Besucher reserviert bleiben. 

5. Gestaltung der Freiflächen 

5.1 Die Ausführung der privaten Weg- und Platzanlagen hat grundsätzlich nach Quartier­
plan zu erfolgen. Abweichungen davon sind möglich, sofern das Gesamtkonzept ge­
wahrt bleibt. Die Ausgestaltung dieser Anlagen und der zugehörigen Beleuchtung hat 
nach einheitlichem Projekt zu erfolgen. 

5.2 Gleichzeitig mit der Ueberbauung sind die erforderlichen Kinderspielplätze zu 
errichten und dauernd zu unterhalten. Für die generelle Lage und die Grösse sind die 
Angaben im Quartierplan verbindl ich. Dem Gemeinderat steht bei der Projekt­

ierung ein verbindliches Mitspracherecht zu. Die freien Rasenflächen sind den 
Kindern als übrige Spielfläche zur Verfügung zu stellen. 

5.3 Die Baumbepflanzung ist grundsätzl ich nach Quartierplan vorzunehmen. Dem 
Gemeinderat ist rechtzeitig ein Umgebungsplan mit Bepflanzungsvorschlag zur 
Genehmigung vorzulegen. 

5.4 Innerha Ib der Quartierplanung darf das Eigentum nicht durch Einfriedigungen unter­
te iI t werden. 

5.5 Die Erstellung der privaten Schwimmhalle ist fakultativ. 

6. Rea I isierung der Quartierplan-Ueberbauung 

6.1 Für die Realisierung der Quartierplanung haben die Grundeigentümer auf Basis einer 
privatrechtlichen Vereinbarung (Quartierplan-Vertrag) eine Baulandumlegung 
durc.hzu führen. 

6.2 Durch die spätere Parzeliierung der neu zugeteilten Grundstücke darf die Ver­
wirklichung und der Bestand der Quartierplanung nicht in Frage gestellt werden. 
Solche Unterteilungen der Grundstücke sind nur möglich, wenn durch Dienstbar-
keiten die Benützung der gemeinsamen Anlagen, wie Freiflächen, Fusswege, oberirdische 
Parkplätze, Kinderspielplötze etc. für alle Bewohner gesichert ist. 

6.3 Bei etappenweiser Realisierung der Quartierplan-Ueberbauung sind Nebenanlagen 
wie ober- und unterirdische Autoabstellplätze, private Wege und Plätze, Frei­
flächen, Kinderspielplätze usw. entsprechend der Grösse des jeweiligen Bauvolumens 
mit zu erstellen. 

6.4 Ist die teilweise Erstellung einer Nebenanlage aus technischen Gründen nicht 
möglich oder aus finanziellen Gründen noch nicht zumutbar, so kann die Bau­
direktion auf Antrag des Gemeinderates provisorische An lagen bewi II igen. 

7. Voraussetzungen für die Genehmigung 

Die Genehmigung der Quartierplan-Vorschriften durch den Regierungsrat setzt 
voraus, dass 
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7.1 die Baulandumlegung gemäss Ziffer 6.1 und gemäss § 72 des Baugesetzes abge­
sch lossen ist und dass 

7.2 der Quartierplan-Vertrag von allen beteiligten Grundeigentümer unterzeichnet 
und öffentl ich verurkundet ist. 

8. Schlussbestimmungen 

8.1 Der Gemeinderat überwacht die Anwendung der Quartierplan-Vorschriften. 
Das Baubewilligungsverfahren gemäss § 22 und §§ 25 ff. der Vollziehungsverordnung 
zum Baugesetz bleibt vorbehalten. 

8.2 Alle im Widerspruch zu den Quartierplan-Vorschriften stehenden früheren Vor­
schriften sind für dieses Gebiet aufgehoben. 

8.3 Die Quartierplan-Vorschriften treten mit der Genehmigung durch den Regierungsrat 
in Rechtskraft. 
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